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1. Prüfun sauftrag

In der Sitzung des Kreistages des Landkreises Gießen vom 16. Dezember 2013 wurden wir

zum Abschlussprüfer des Eigenbetriebs 1

Servicebetrieb Landkreis Gießen,

Gießen

(im Folgenden auch  Servicebetrieb  oder  Eigenbetrieb  genannt)

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2015 bis zum 31. Dezembe  2015 gewählt. Daraufhin be¬

auftragte uns die Betriebsleitung des Eigenbetriebs, den Jahresabschluss unter Einbeziehung
6  

der Buchführung und den Lagebericht für das Geschäftsjah  vom 1. Januar 2015 bis zunr31.

Dezember 2015 in Anwendung der §§ 316 und 317 HGB zu prüfen.

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die an¬

wendbaren Vorschriften zur Unabhängigk it beachtet haben.

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1

und 2 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) beachtet. Hiernach erstreckt sich die Jahresab¬

schlussprüfung für kommunale Eigenbetriebe auch auf die Ordnungsmäßigkeit der Geschäfts¬

führung. Wir verweisen auf unsere Berichterstattung in Abschnitt 5

Wir haben unsere Prüfung mit Unterbrechungen in den Monaten Mai bis Juni 2016 in den Ge-
•-v :•

schäftsräünieri; des Servicebetriebs sowie in unseren Geschäfts äumen durchgeführt. Die Be¬

richterstattung erfolgte in unseren Geschäftsräumen,

Wir haben diesen Prüfungsbericht .nach dem Prüfun sstandard "Grundsätze ordnungsmäßiger

Berichterstattung bei Abschlussprüfungen" des Instituts der Wirtschaftsprüfer e.V., Düssel¬

dorf, (IDW) erstellt.

Über das Ergebnis unserer Prüfungshandlungen erstatten wir den nachfolgenden Bericht.

Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss 20i5, bestehend aus Bilanz f Anlage

1), Gewinn- und Verlustrechnung ( nlage 2) und A hang (Anla e 31 sowie den geprüften La¬

gebericht 2015 (Anlage 41 beigefügt.
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Der Bestätigungsvermerlc des Abschlussprüfers bildet die Anlage 5.

Die rechtlichen Verhältnisse haben wir in der Anla e 6 dargestellt.

Wir haben auftragsgemäß weitergehende Aufgliederungen und Erläuterungen wesentlicher

Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung in der Anlage 7 dargestellt.

Der berufsrechtlich zwingend anzufugende Fragenkatalog nach § 53 HGrG stellt die Anlage 8

dar. , .

Unserem Auftrag liegen die als Anlage 9 beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Passung vom 1. Januar 2002

zu Grunde. Die Höhe unserer Haftung bestimmt sich nach § 323 Abs. 2 HGB. hn Verhältnis

zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen maßgebend.
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2. Grundsätzliche Feststellungen

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir nachfolgend in unserer vorangestellten Bericht¬

erstattung zur Beurteilung der Lage des Unternehmens im Jahresabschluss und im Lagebericht

durch die gesetzlichen Vertreter Stellung.

Unsere Stellungnahme geben wir auf Grund eigener Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des.

Unternehmens ab, die wir im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

gewonnen haben. Hierzu gehören vertiefende Erläuterungen und die Angabe von Ursachen zu

den einzelnen Entwicklungen sowie eine kritische Würdigung der zu Grunde gelegten Annah¬

men, nicht aber eigene Prognoserechnungen. Unsere Berichtspflichl besteht, soweit uns die ge¬

prüften Unterlagen eine Beurteilung erlauben.

Insbesondere gehen wir auf die Annahme der Förfftihrüng der Unternehmenstätigkeit und auf

die Beurteilung der künftigen Ent icklung des Unternehmens ein, wie sie im Jahresabschluss

und i  Lagebericht ihren Ausdruck gefunden haben.

Die von uns geprüften Unterlagen i.S.v. § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB umfassten jene Unterlagen,

die unmittelbar Gegenstand unserer Abschlussprüfung waren, also die Buchführung, den Jah¬

resabschluss und den L gebericht, sowie alle Unterlagen, wie Kostenrechnungen zur Ermitt¬

lung der Herstellungskosten, Planungsrechnungen, Verträge, Protokolle und Berichterstattun¬

gen an Gremjen, die  ir im Rahmen unserer Prüfung herangezogen haben.

Wir weisen daraufhin, dass der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2014 mit Bestätigungsver¬

merk vom 26. Juni 2015 noch nicht festgestellt wurde. Eine zeitnahe Feststellung im Rahmen

der Feststellung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2015 ist vorgesehen.

Geschäftsverlauf und La e des Eigenbetriebs

Der 2013 gegründete Eigenbetrieb "Servicebetrieb Landkreis Gießen" verfolgte im Berichts¬

jahr weiter seine Ziele der ökologischen und ressourcenschonenden Leistungserbringung bei

gleichzeitiger Kostenersparnis für den Landkreis Gießen. Die Hauptaufgabenfelder lagen auf

Hausmeisterdiensten, Reinigungsdienstleistungen sowie weiteren Dienstleistungen für den

Landkreis Gießen.
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Die Lage des Eigenbetriebs hat sich im Berichtsjahr positiv entwickelt. Die Zuschüsse des

Landkreis bleiben erneut um rd. 467 TEU  (Vj. 563 TEU ) unter dem angepassten .Ver¬

gleichswert aus 2011.

Die Aktivseite des Servicebetriebs ist insbesondere durch betriebsnotwendiges Anlagevermö¬

gen zur Erfüllung der Dienstleistungen gekennzeichnet. Im Geschäftsjahr wurden weitere In¬

vestitionen in das Anlagevermögen getätigt, um die Leistungsprozesse weiter zu optimieren.

Die Passivseite enthält im Wesentlichen die volleingezahlte Netto-Position und die Zuschüsse

durch den Landkreis Gießen für Investitionen, in das Anlagevermögen. Weiterhin bestehen'

Rückstellungen von 210 TEU  (Vj.109 TEU ).

Der Fremdkapitalanteil am Gesamtkapital beträgt 72,5'.% (Vj. 70,0 %). Dadurch ergibt sich ei¬

ne Eigenkapitalquote von 27,5 % im Berichtsjahr.

Voraussichtliche Entwicklung der Gesellsch ft

Nach der erfolgreichen Implementierung im Jahr 2013 und der e  eut günstigen Entwicklung

im Berichtsjahr sind auch für. die kommenden Jahre weitere Optimierungsmaßnahmen vorge-

sehen.

Ab dem Geschäftsjahr 2016 wird die in 2015 beschlossene Erweiterung des Dienstleistungs-
.V ' . . '

angebotes durch die Aufgabenfelder der Bauunterhaltung, Energiemanagement, Umzugsmäna-
• sf  _1V

gement und Versicherungen umgesetzt.

Die Darstellung und Beurteilung der Lage des Unternehmens und seiner voraussichtlichen

Entwicklung durch die Betriebsleitu g im Jahresabschluss und im Lagebericht halten wir für

zutreffend.

Unsere Prüfung hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Fortbestand der Gesellschaft

gefährdet wäre.
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3. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

3.1 Gegenstand der Prüfung

Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß § 317 HGB die Buchführung, den

nach deutschen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jahresabschluss und den Lagebe¬

richt auf die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften und der sie ergänzenden

Bestimmungen der Satzung geprüft.

Die gesetzlichen Vertreter tragen die Verantwortung für die Rechnungsl gung und die gegen¬

über uns als Abschlussprüfer gemachten Angaben. Unsere Aufgabe als Abschlussprüfer ist es,

diese Unterlagen unter Einbeziehung der Buchführung und die gemachten Angaben im Rah¬

men unserer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen.

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu den Auf¬

gaben unserer Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften üblicherweise

Rückwirkungen auf den Jahresabschlu§s, oder Lagebericht ergeben.

6     U

Der Gegenstand der durchgeführten Abschlussprüfung ist auf Grund des § 52 Hessische Land-

kreisofdnung (HKO) auf die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung in entspre¬

chender Anwendung des § 53 HGrG gegenüber der Regelung in § 317 HGB erweitert worden.

Eine besondere Prüfung zur Aufdeckung von Unregelmäßigkeiten im Geld- und Leistungsver-

kehr (Untcrsch 1 agungsprü füng) war nicht Gegenstand der Abschlussprüfung. Im Verlaufe un¬

serer Tätigkeit ergaben sich auch keine Anhaltspunkte, die besondere Untersuchungen in die¬

ser Hinsicht erforderlich gemacht hätten.

3.2 Art und Umfang der Prüfun sdurchführung

Art und Umfang der beim vorliegenden Auftrag erforderlichen Prüfüngshandlungen haben wir

im Rahmen unserer Eigenverantwortlichkeit nach pflichtgemäßem Ermessen bestimmt, das

durch gesetzliche Regelungen und Verordnungen, IDW Prüfungsstandards sowie ggf. erwei¬

ternde Bedingungen für den Auftrag und die jeweiligen Berichtspflichten begrenzt wird.



Seite 6
THEOBALD JUNG SCHERER AG

, WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach §§ 316 ff. HGB unter Beachtung der vom In¬

stitut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Durchführung von Abschlussprüfungen vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen

und durchzuführen, dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Buchfüh¬

rung, der Jahresabschluss und der Lagebericht frei von wesentlichen Mängeln sind, Im Rah¬

men der Prüfung werden Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und La¬

gebericht auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der an¬

gewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und Gliederungsgrundsätze und der wesentlichen Ein¬

schätzungen der Geschäftsführung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab¬

schlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung,- ass  nsere Prüfung eine hinrei¬

chend sichere Grundlage für unser Prüfungsurteil bildet.

h  Rahmen unseres risikoorientierten Prüfungsvorgehens erarbeiteten wir zunächst eine Prü-

fuügsstrategie. Diese beruhte auf einer Einschätzung des Unternehmensumfeldes und auf Aus¬

künften der Geschäftsleitung über die we entlichen Unternehmensziele und Geschäftsrisiken.
' .A

Unsere Prüfungshandlungen zur Hrlangung von Prüfüngsnachweisen umfassten System- und
¦ ¦

Funktionstests, analytische Prüfungshandlungen sowie Einzelfallprüfungen.'  • /,

, A    

Wir haben unsere aussagebezogenen Prüfungshandlungen an den Ergebnissen unserer Beurtei-

lung des rechnungslegüftgsbezogenen internen Kontrollsystems ausgerichtet.

Bei der Prüfung des rechriungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sind wir wie folgt

vorgegangen: Ausgehend von den externen Faktoren, den Unternehmenszielen, der Geschäfts¬

strategie und den Steuerungs- und Überwachungsprozessen auf der Unternehmensebene haben

wir anschließend die Geschäftsprozesse analysiert. In diesem zweiten Schritt der Prozessanaly¬

se haben wir beurteilt, inwieweit die wesentlichen Geschäftsrisiken, die einen Einfluss auf un¬

ser Prüfungsrisiko haben, durch die Gestaltung der Betriebsabläufe und der Kontröll- und

Überwachungsmaßnahmen reduziert worden sind.

Die Erkenntnisse der Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems ha¬

ben wir bei der Auswahl der analytischen Prüfungshandlungen und der Einzelfallprüfungen

berücksichtigt.
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Soweit nach unserer Einschätzung wirksame funktionsf hige Kontrollen implementiert waren

und damit ausreichende personelle, computergestützte oder mechanische Kontrollen die Rich¬

tigkeit der Jahresabschlussaussage sicherstellten, konnten wir unsere aussagebezogenen Prü¬

fungshandlungen im Hinblick auf Einzelfälle, insbesondere im Bereich der Routinetransaktio¬

nen, weitgehend einschränken. Soweit uns eine Ausdehnung der Prüfungshandlungen erfor¬

derlich erschien, haben wir neben analytischen Prüfungshandlungen in Form von Plausibili¬

tätsbeurteilungen einzelne Geschäftsvorfälle anhand von Belegen nachvollzogen und auf deren

sachgerechte Verbuchung hin überprüft.   \ ,

hn unternehmensindividuellen Prüfungsprogramm haben wir die Schwerpunkte unserer Prü¬

fung, Art und Umfang der Prüfungshandlungen sowie den zeitlichen Prüfungsablauf und den

Einsatz von Mitarbeitern festgelegt. Hierbei haben wi  die Grundsätze der Wesentlichkeit und

der Risikoorientierung beachtet.  ;

Prüfungsschwerpunkte waren im Berichtsjahr folgende Prüffelder:

• Anlagevermögen

• Rückstellungen

• Periodengerechte Abgrehzung

Die Prüfungen in diesen Prüffeldern erfolgten in der Regel auf der Grundlage von Stichpro¬

ben. Anschließend wurden die (Teil-) Prüfungsergebnisse für die einzelnen Prüfungsgebiete

und in def Folgö  as Gesamtprüfungsergebnis festgestellt.

Die Eröffhungsbilanzwerte wurden ordnungsgemäß aus dem von uns geprüften Voijahresab-

schluss übernommen.

Alle von uns erbetenen, nach pflichtgemäßem Ermessen zur ordnungsmäßigen Durchführung

der Prüfung von den gesetzlichen Vertretern benötigten Aufklärungen und Nachweise sind er¬

teilt worden. Die Geschäftsführüng hat uns schriftlich im Rahmen einer Vollständigkeitserklä¬

rung am 16. Juni 2016 bestätigt, dass alle bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Ver¬

pflichtungen, Wagnisse und Abgrenzungen im Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015 be¬

rücksichtigt wurden, sämtliche Aufwendungen und Erträge enthalten sowie alle erforderlichen

Angaben gemacht worden sind. Weiterhin hat uns die Geschäftsführung in der Vollständig-
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keitserklärung erklärt, dass nach ihrer Auffassung die Auswirkungen nicht gebuchter Prü¬

fungsdifferenzen im Jahresabschluss sowohl einzeln als auch insgesamt unwesentlich sind.

Die Betriebsleitung hat ferner erklärt, dass der Lagebericht auch hinsichtlich erwarteter Ent¬

wicklungen alle für die Beurteilung der Lage der Gesellschaft wesentlichen Gesiphtspunkte so¬

wie die nach § 26 EigBGes in Verbindung mit § 289 HGB erforderlichen Angaben enthält.

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres haben sich nach

dieser Erklärung nicht ergeben. •
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4. Feststellun en und Erläuterungen zur Rechnungslegung

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

Wir stellen fest, dass die Buchführung und die weiteren gepräften Unterlagen, der Jahresab¬

schluss sowie der Lagebericht den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestim¬

mungen der Satzung entsprechen.

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Die Aufzeichnungen der Geschäftsvorfälle der Gesellschaft sind nach unseren Feststellungen

vollständig, fortlaufend und zeitgerecht. Der Kontenplan ermöglicht eine klare und übersichtli¬

che Ordnung des Buchungsstoffes mit einer für die Belange der Gesellschaft ausreichenden

Gliederungstiefe. Soweit im Rahmen unserer Prüfling Buchungsbelege eingesehen wurden,

enthalten diese alle zur ordnungsgemäßen Dokumentation erforderlichen Angaben. Die Buch¬

führung entspricht somit für das! gesamte Geschäftsjahr den gesetzlichen Anforderungen.

Die Organisation der Buchführung, das inte  e Kontrollsystem, der. Datenfluss und das Beleg¬

wesen ermöglichen die vollständi e, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassun  und Bu¬

chung der Geschäftsvorfälle., [f '

Die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen führen nach dem Er¬

gebnis unserer Prüfung zu einer ordnungsgemäßen Abbildung in der Buchführung, im nach

deutschen Rechnungslegungsvorschriften aufgestellten Jahresabschluss und im Lagebericht.

Die Buchführung wird IT-gestützt unter Verwendung der Software Finanz+ der DATA-PLAN

Computer Consulting GmbH, Stuttgart, durchgeführt.

4.1.2 Jahresabschluss

Die geprüfte Bilanz sowie die Gewinn- und Verlustrechnung sind nach unseren Feststellungen

ordnungsgemäß aus dem Voijahresabschluss, der Buchführung und den weiteren geprüften

Unterlagen abgeleitet worden. Die Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften sowie der

Stetigkeitsgrundsatz des § 252 Abs. 1 Nr. 6 HGB wurden beachtet.

In dem uns zur Prüfung vorgelegten, nach deutschen Rechnungslegungsvorschriften aufge¬

stellten Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015 wurden alle für die Rechnungslegung gel-
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tenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh¬

rung und aller größenabhängigen, rechtsformgebundenen oder wirtschaftszweigspezifischen

Regelungen sowie die Normen der Satzung beachtet.

Der in der Anlage 3 beigefügte Anhang enthält nach unseren Feststellungen alle nach den ge¬

setzlichen Vorschriften erforderlichen Angaben und Erläuterungen. Soweit sich aus dem

EigBGes in Verbindung mit der GemHVO-Doppik Wahlrechte für die Darstellung in der Bi¬

lanz sowie in der Gewinn- und Verlustrechnung einerseits oder dem Anhang andererseits erge¬

ben, werden diese Wahlrechte dahingehend ausgeübt, dass die Angabe im Anhang erfolgt.

4.1.3 Lagebericht t ;

Der in der Anlage 4 beigefügte La ebe icht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss und den

bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen. Der Lagebericht vermittelt insgesamt ein zutref¬

fendes Bild von der Lage des Unternehmens.

Aufgrund unserer Prüfung nach § 3L7 Abs. 2 Satz 2 HGB können wir feststellen, dass im La-

gebericht die wesentlichen Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend darge¬

stellt sind. Die Angaben nach § 26 EigBGes in Verbindung mit § 289 Abs. 2 HGB sind voll-
¦   ''

ständig und zutreffend.

4.2 Gesamtaus age de  Jahre abschlusse 

' ,

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussa e des Jahresabschlusses

Über das Ergebnis unserer Beurteilung, ob und inwieweit die durch den Jahresabschluss ver¬

mittelte Gesamtaussage den Anforderungen der §§ 20 ff. EigBGes entspricht, berichten wir

nachstehend.

Der Jahresabschluss vermittelt insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi¬

nanz- und Ertragslage der Gesellschaft.
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4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundla en

Die Bewertungsgru dlagen i.S.d. § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB umfassen die Bilanzierungs- und

Bewertungsmethoden sowie die für die Bewertung von Vennögensgegenständen und Schulden

maßgeblichen Faktoren (Parameter, Annahmen und die Ausübung von Ermessens Spielräu¬

men).

Die wesentlichen Bewertungsgrundlagen sind zutreffend im Anhang angegeben.
i  :

4.2.3 Änderungen in den wesentlichen Bewertungsgrundlagen .<

Änderungen der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden .und Änderungen der wertbestim¬

menden Faktoren haben wir im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung nicht festgestellt.

4.2.4 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen i 

Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen, die von. der üblichen Gestaltung abweichen, die nach

Einschätzung des Abschlussprüfers den EfWartungen der Abschlussadressaten entspricht, und

die sich auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses wesentlich auswirken, waren nach unse¬

ren Prüfungsfeststellungen nicht zu vei zeichnen.

4.3 Vermögens-, Finanz- un  Ertragslage

§ 321 Abs. 2 Satz5 HGB schreibt eine Aufgliederung von Abschlussposten vor, soweit dies

zum Verständhis der Gesamtaussage des Jahresabschlusses, insbesondere zur Erläuterung der

Bewertimgsgriindlagen und deren Änderungen sowie der sachverhaltsgestaltenden Maßnah¬

men nach § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB, erforderlich ist und die Angaben nicht im Anhang enthal¬

ten sind. .

Zu den wesentlichen Posten des Jahresabschlusses werden nachfolgend zur Verbesserung der

Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage Aufgliederungen und Erläuterungen ge¬

geben, soweit entsprechende Angaben im Anhang nicht enthalten sind.
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Aufgrund der technischen Aufbereitung kann es zu systembedingten Rundungsdifferenzen

kommen, die aber insgesamt unwesentlich sind.

2013 2014 2015

Umsatzerlöse (TEUR) 5.925 6.151 6.392
Betriebskostenzuschuss (TEUR) 5.925 6.140 6:391
Cashflow (TEUR) 5 41 51
Bilanzsumme (TEUR) 684 689 726
Durchschnittliche Arbeitneh erzahl 240 238 214

Der Cashflow wird ab dem Geschäftsjahr 2014 nach de Deutschen Rechnungslegungsstandard

Nr. 21 (DRS 21) ermittelt.  ; i

4.3.1 Vermögenslage und Kapitalstruktur

Vermögenslage und Kapitalstruktur sowie dereri  eränderungen im Laufe des Geschäftsjahres

ergeben sich aus den folgenden Zusammenstellungen der Bilanzzahlen in TEUR für die beiden

Abschlussstichtage 31. Dezember 2015 und 31. Dezember 2014.

sS'

Entwicklung der Vermögenslage

' ' ,>

A. Anlagevermö en a,

I. Sachanlagen

andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstat-

tung , A"

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferun en und Leistun¬

gen

2. Forderungen gegen den Landkreis Gießen

31.12.2015

TEUR %

31.12.2014

TEUR %

Veränderune

TEUR %

445,9. 61,4 476,1 69,1 -30,2 -6,3

445,9 61,4 476,1 69J -30,2 -6,3

8,0 ¦ U. ¦ 8,0 1,2 0,0 0,0

1,8 0,2 1,2 0,2 0,6 50,0
264,5 36,4 203,1 9,5 •61,4 30,2

274,3 37,8 212,3 -3QJ. _62,0 29,2

6,0 0,8 ' 0,6 0,1 5,4 900,0

726,2 100.0 688.9 100.0 37 3 5,4

C. Rechnungsabgrenzungsposten
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En wicklung der Kapitalstruktur
31.12.2015 31.12.2014 Veränderung

TEUR % TEU % TEUR %

A. Eigenkapital

I. Netto-Position 200,0 27,5 200,0 29,0 0,0 0,0

200,0 27,5 200,0 29 j) __Q,0 0,0

B. Sonderposten für erhaltene Investi-

tionszuschüsse. 287,5 39,6 315,9 45,9 _-28,4 -9,0

C. Rückstellungen

sonstige Rückstellungen 209,7 28,9 i 109,4 15,9 100,3 91,7

D. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinsti-

tuten . • o,o 0,0 4,2 0,6 -4,2 -100,0

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
'     '

Leistungen f\ 7 21,1 2,9 59,4 8,6 -38,3 -6 ,5

3. sonstige Verbindlichkeiten 8,0 1,1 0,0 0,0 8,0

S- \ 4 
£"'• V' ) 29,1 4,0 63,6 9 2  _-34,5 -54,2

726.2 100.0 688.9 100.0 37.3 5,4

Die Vermögenslage ist wesentlich durch das Gesamtvermögen (Bilanzsumme) und das Rein¬

vermögen (Eigenkapital) sowie deren Bestandteile bestimmt.
a -  , /? • .

Das Gesamtvermögen hat sich gegenüber dem' Vorjahr um TEUR 37 bzw. 5,4 % auf

TEUR 726 erhöht.

Dieser Anstieg resultiert im Wesentlichen aus dem Anstie  der Forderungen gegen den Land-

kreis Gießen (TEUR 61).

Der Anteil des langfristig gebundenen Vermögens am Gesamtvermögen hat sich von 69,1 %

in 2014 auf 61,4 % in 2015 reduziert.

Der Rückgang bei den Sachanlagen um TEUR 30 beruht aus der Differenz der Neuinvestitio¬

nen in Höhe von TEUR 94 und den Abschreibungen des Geschäftsjahres in Höhe von TEUR

124.
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Die bilanzielle Eigenkapitalquote, der Gesellschaft beträgt damit zum Abschlussstichtag

27,5 % des Gesamtkapitals gegenüber 29,0 % i  Vorjahr.

4.3.2 Finanzlage

Einen Überblick über die Herkunft und über die Verwendung der finanziellen Mittel des ge¬

prüften Unternehmens gibt die nachstehende Kapitalflussrechnung, welche die Zahlungsmit¬

telflüsse nach der indirekten Methode darstellt und den Grundsätzen des vom Deutschen Stan¬

dardisierungsrat DSR erarbeiteten Deutschen. Rechnungslegungsstandards Nr. 21 (DRS 21)

entspricht.

2015 2014
TEUR TEUR

Periodenergebnis   ; 0 0
+/- Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände des Anla e drtnögens 124 112
+/- Zunahme/Abnahme der Rückstellungen 100 -50

+/- Sonstige zahlungsunwirksame Aufwendungen/Erträge ? -77 -67

-/+Zunahme/Abnahme der Vorräte, der Forderungen auS Lieferungen und -67 14
Leistungen sowie anderer Aktiva, die nicht def.lnvestiliö ns- oder
Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind '   . y

+/- Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen -30 28
sowie anderer Passiva, die nicht der In es.titions- oder
Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sinif J

-/+ Gewinn Verlust aus dem Abgang, von Gegenständen des Anlagevermögens 0 3
+/- Zinsaufwendungen/Zinserträ e' , L 1 1
= Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 51 41
- Auszahlungen für hiveslifibnen in das Sachanlagevermögen -94 -134
= Cashflo  aus der Investitionstätigkeit -94 -134
- Auszahlungen aus d'et Tilgung von Anleihen und (Finanz-) Krediten -4 -4

+ Einzahlungen aus..erhaltenen Zuschüssen/Zuwendungen 48 98
- Gez hlte  ijisen V -1 -1

= Cashflow äus der Finanzierungstätigkeit 43 93
Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 0 0

+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 0 0
= Finanzmittelfonds am Ende der Periode 0 0

1

Der Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit betrüg im Geschäftsjahr 2015 TEUR 51.

Somit standen dem Unternehmen finanzielle Mittel für Investitionen zur Verfügung, die es

selbst erwirtschaftet hat.

Aus der laufenden Geschäftstätigkeit ergab sich im Berichtsjahr ein Mittelzufluss von insge¬

samt TEUR 51. Dieser setzt sich im Wesentlichen aus den Zuflüssen, die den Abschreibungen

(TEUR 124) sowie der Erhöhung der Rückstellungen (TEUR 100) entsprechen, zusammen.

Gegenläufig wirkten sich insbesondere die Reduzierung der Forderungen gegenüber dem
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Landkreis Gießen (TEUR 61), die Auflösung des SonderpoStens für erhaltene Investitionszu¬

schüsse TEU  77) und die Reduzierung der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistun¬

gen (TEUR 38) aus.

Aus der Investitionstätigkeit resultierte ein Mittelabfluss von TEUR 94. Die wesentlichen Zu¬

gänge des Geschäftsjahres betreffen die Anschaffung eines Kommunaltraktors für die Haus¬

meister sowie diverser Reinigungsmaschinen zur Optimierung der Reinigungsprozesse.

Der Mittelzuflüss aus der Finanzierun stäti keit betrug im Geschäfts ahr auf TEUR 43. Dieser

resultiert im Wesentlichen aus den erhaltenen Investitonszuschüssen  TEUR 48).

Der Zahlungsverkehr wird unter Zuhilfenahme eines Verrechnungskontos durch die Kasse des

Landkreises Gießen abgewickelt. Begründet durch diese Zahlungsabwicklung verfügt der Ser-

vieebetrieb über keine eigenen liquiden Mittel.

4.3.3 Ertragslage 1

. Die aus der Gewinn- und Vcrluslreelmung abgeleitete Erfolgsrechnung des Geschäftsjahres

2015 zeigt folgendes Bild der Ertragslage:



Seite 16
THEOBALD JUNG SCHERER AG

WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

2015 2014 Veränderungen
TEUR % TEU % TEUR %

Umsatzerlöse 6.391,8 100,0 6.151,2 100,0 240,6 3,9

= Gesamtleistung 6.391,8 100,0 6.151,2 100,0 240,6 3,9
Materialauf and 271.2 AZ 269.2 4.4 2.0 0,7

= Rohertrag I 6.120,6 95,8 5.882,0 95,6 238,6 4,1
- Personalaufwand 5.694.7 89.1 5.555.8 90.3 138.9 2,5
= Rohertrag II 425,9 6,7 326,2 5,3 99,7 30,6
+ Sonstige betriebliche Erträge 90,6 1,4 . 93,1 1,5 -2,5 -2,7

- Abschreibungen 123,8 1,9 112,3 1,8 11,5 10,2
- Sonstige betriebliche Aufwendungen 391.1 UI 306.7 5.0 84.4 27,5

= Betriebsergebnis L6 0,0 0,3 0,0 1,3 433,3
- Finanzaufwand 0.3 0.0 0.3 o.b 0.0 0,0
= Finanzergebnis -0.3 0.0 -0.3 0.0 0.0 0,0

Ergebnis der  ewöhnlichen

Geschäftstätigkeit 1,4 0,0 0,0 0,0 1,4 -

- Sonstige Steuern 1,4 0,0 0,0 0,0 1,4 -

= Jahresergebnis 0JL 0.0 0.0 0.0 0.0

Im Berichtsjahr sind die Umsatzerlöse der Gesellschaft um TEUR 241 bzw. 3,9 % auf TEU 

6.392 gestiegen.   ¦

Der Personalaufwand'stieg gegenüber dem Vorjahr um TEUR 139. Die Personalaufwands¬

quote hat sich im Berichtsjahr von 90,3 % auf 89,1 % reduziert.

Unter Berücksichtigung des Personalaufwandes ergibt sich somit ein Rohertrag II von

TEUR 426, der um 30,6 % bzw. TEUR 100 über dem Voi ahreswert liegt.

Im Berichtsjahr wurde ein ausgeglichenes Jahresergebnis von TEUR 0 erzielt.

Das ausgeglichene Jahresergebnis entsteht durch die "Vorgaben über die Zahlung der Zuschüs¬

se des Landkreises Gießen an den Servicebetrieb Landkreis Gießen". Zur Wahrnehmung sei¬

ner Aufgaben erhält der Servicebetrieb einen jährlichen Zuschuss, um die laufenden Be¬

triebskosten zu decken. Als Betriebskosten gelten die Personal- und Sachkosten, die durch den

Betrieb des Servicebetriebes entstehen. Zu ihnen gehören auch die Kosten, die der laufenden

Unterhaltung und Ersatzbeschaffung dienen und nicht vermögenswirksam sind. Daneben er¬

hält der Servicebetrieb bei Bedarf einen Investitionszuschuss.,
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Wichtige Indikatoren zur Beurteilung der Ertragslage des Servicebetriebs ist das Verhältnis der

vom Landkreis Gießen gewährten Zuschüsse zu den angepassten Vergleichswerten aus 2011.

Diese Werte haben sich wie folgt entwickelt:

vergleichsrelevante Zuschüsse
angepasste Vergleichswerte aus 2011

Unterschreitung

2015 2014
TEUR TEUR

6.329 6.099
6.796 6.662

467 563
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5. Feststellungen aus der Erweiterun  des Prüfungsauftrages zur Prüfun 

der Ordnungsmäßi keit de  Geschäftsführun 

a) Allgemeines

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2

HGrG beachtet. Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte, ordnungsgemäß,

d.h. mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handels¬

rechtlichen Vorschriften, den Bestimmungen der Satzung und der Geschäftsordnung für die

Geschäftsführung geführt worden sind. A. '

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht und in Anlage 8 dargestellt. Zur

Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung sowie der wirtschaftlichen Verhältnisse

nach § 53 HGrG haben wir den Fragenkatalog d s lDW Prüfungsstandards zur Prüfun  nach §

53 HGrG (IDW PS 720) genutzt. Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine

Besonderheiten ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßig-

keit der Geschäftsführung von Bedeutung sind.

b) Ordrtungsmäßigkeit der Geschäftsführung

Die Prüfung der Ordnlingsmäßigkeit der Geschäftsführung hat weder hinsichtlich der Leit¬

ungsorganisation noch liinsichtlich des Instrumentariums und der. Leitungstätigkeit zu Bean¬

standungen geiführt.
I     -  & • ' V4     •

c) Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie der Liquidität

Die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie der Liquidität der Gesellschaft ist in

dem Abschnitt 4.3 dargestellt.

d) Verlustbringende Geschäfte

Überschüsse der Aufwendungen  ber die Erträge werden durch die Betriebskostenzuschüsse

des Landkreises Gießen gedeckt. Dadurch entstehen keine Verluste.
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6. Wiedergabe des Bestätigun svermerks des Abschlussprüfe s

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir am 16. Juni 2016 dem als Anlagen 1 bis 3 bei¬

gefugten Jahresabschluss der Servicebetrieb Landkreis Gießen, Gießen, zum 31. Dezember

2015 und dem als Anlage 4 beigefugten Lagebericht für das Geschäftsjahr 2015 den folgenden

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der von uns an dieser Stelle wiedergegeben

wird:

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES ABSCHLUSSPRÜFERS

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung

sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Service¬

betrieb Landk eis Gießen, Gießen, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem¬

ber 2015 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-
'   i

gebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Re¬

gelungen in der Satzung liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Ge¬

sellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgefuhrten Prüfung

eine Beurteilung über (Jen Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und

über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 27 EigBGes unter Be-

achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsät¬

ze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu pla¬

nen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung

des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch¬

führung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Er¬

tragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit .erkannt werden. Bei der

Festlegung der Prüfimgshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit

und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Er ar¬

tungen über mögliche Fehler berücksichtigt, hn Rahmen der Prüfung werden die Wirk¬

samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für

die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Ba¬

sis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
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lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter

sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe¬

richts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage

für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent¬

spricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften- und den ergänzenden Be¬

stimmungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi¬

ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö¬

gens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit

dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ge¬

sellschaft und stellt die Chancen und ,Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend

dar."

Vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor-
ß

Schriften und den Grundsät en, ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen

(1DW PS 450).

Die Verwendung des vorstehend wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses

Prüfungsberichts setzt unsere vorherige Zustimmung voraus.

Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses und / oder Lageberichtes in einer

von der bestätigten Fassung abweichenden Form (einschließlich, der Übersetzung in andere

Sprachen) erfordert unsere erneute Stellungnahme, soweit dabei unser Bestätigungsvermerk

zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird. Wir weisen diesbezüglich auf § 328 HGB

hin.

I
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Gießen, den 16. Juni 2016

THEOBALD JUNG SCHERER AG
IRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

Prof. Dr. Hubert Jung Sebastian Jung
Wirtschaftsprüfer  irtschaftsprüfer
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''Anlagen



AKTIVSEITE

EUR

A. Anlageverm gen

I. Sachanlagen

andere Anla en, Betriebs- und Gcschäftsausstattun 

B. Umlaufvermö en

I. Vorräte

Roh-, Hüls- und BctriebsstoiTe

II. Forderun en und sonsti e Vcrmögensgcgcnständc

1. Forderun en aus Lieferun en und Leistungen 1.800,00
2. Forderungen gegen den Landkreis Gießen 264.535.56

C. Rechnungsabgrenzungsposten

31.12.2015
EU 

445.858,27

8.000,00

266.335,56

6.015,36

BILANZ
nlage 1

Servicebetricb Landkreis Gießen

Gießen

zum 31. Dezember 2015

PASSIVSEITE

1.U013
EUR -

A. Ei enk pital

•EU 
3UZ2015

EUR
1.1.2013

EUR

I. Nctto-Posidon 200.000.00 200.000,00

476.055,18 El. Jahresüberschuss 0,00 0,00

B. Sonderposten für crhaltcilc Investitionszuschüsse 287.450.47 315.943,40

C. Rückstellungen   

8.000,00 . sonstige Rückstellungen 20 .660,00 109.400,00

D. Verbindlichkeiten

1.155,06
203.145.83
204.300,89

1. Verbindliclikcitcn gegenüber Kreditinstituten
2. Vcibindlichkeiten aus Lieferun en und Leistun en
3. - sonstige. erbindliclikcitcn

0,00
21.0 8,72

8.000.00
2 .098.72

4.200,00
. 59.382,85

0.00
63.582,85

570,18

688.926.25 726.209.19 88.926,25



GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG
Anlage 2

Servicebetrieb  a d Ureis Gießen
Gießen

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015

Geschäftsjahr
EUR

Vorjahr
EUR

1. Umsatzerlöse 6.391.847,82 6.151.237,41

2. sonstige betriebliche Erträge 90.641,75 93 119,05

3. Materialaufwand
a) Auf endungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für be¬

zogene Waren
b) Aufwendungen für bezogene Leistungen

235.506,85
35.676.10

271.182,95

256.422,59
12.813.05

269.235,64

4. Personalauf and
a) Löhne und Gehälter
b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung und

für Unterstützung
* ,   t

4.426.348' 61

L268:362.74
1 5.694.711,35

4.315.159,48

1.240.629.53
5.555.789,01

5. Abschreibungen
auf Sachanlagen    123.761,03 112.270,52

6. sonstige betriebliche Aufwendungen 391.139,66 306.737,89

7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen . ' ; 323.40 323.40

8. Ergebnis der  ewöhnlichen Geschäftstätigkeit 1.371,18 0,00

9. sonstige Steuern j.
-  (

1.371,18 0,00

10. Jahresüberschuss i 0,00 0,00



Anlage 3
Seite 1

ANHANG

Servicebetrieb Landkreis Gießen

Gießen

zum 31. Dezember 2015

1. Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss ,

Der Jahresabschluss zum 31.12.2015 des Servicebetriebes Landkreis Gießen wurde entsprechend

den Vorschriften des Eigenbetriebsgesetztes (EigBGes) in Verbindung- it der Gemeindehaushalts¬

verordnung Doppik (GemHVO-Doppik) für das Land Hessen aufgestellt.

Die Gliederung des Jahresabschlusses erfolgt nach den gesetzlichen Bestimmungen der §§ 44 ff.

GemHVCLDoppik.  

2. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ... ,

Erworbene immaterielle Vermögensgegehstände und das Sachanalagevermögen wurden zu Anschaf¬

fungskosten angesetzt und, so,weit abhutzbar, um planmäßige Abschreibungen vermindert. Die plan¬

mäßigen Abschreibungemwurden nach der voraussichtlichen Nutzungsdauer entsprechend den steu¬

erlichen Vorschriften vorgenommen.

Geringwertige Ahfagegüter mit Anschaffungskosten über 150 EUR und bis 1.000 EUR werden im

Zugangsjahr in einem Sammelposten aktiviert und linear über 5 Jahre aufgelöst.

Die Vorräte wurden mit einem Festwert angesetzt.

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände wurden zum Nennbetrag angesetzt.

Für die vom Landkreis Gießen übernommenen Vermögensgegenstände hat der Landkreis Investi¬

tionszuschüsse gewährt, die als Sonderposten für Investitionszuschüsse passiviert wurden. Die er¬

folgswirksame Auflösung dieses Sonderpostenanteils erfolgt gemäß der Vereinfachung nach der

durchschnittlichen Nutzungsdauer der übernommenen Anlagenklassen analog § 59 GemHVO-Dop-
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pik i.V.m. den Verwaltungsvorschriften zur GemHVO-Doppik zu § 59 Nr. 14. Die Auflösung des

Sonderpostens für neu angeschaffte Vermögensgegenstände erfolgt entsprechend der Abschreibung

der bezuschussten Vermögensgegenstände.

Die Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtungen. Sie

sind in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrages an¬

zusetzen. .

Die Verbindlichkeiten wurden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt.

3. Erläuterun en der Bilanz  

Die Aufgliederung und Entwicklung des Anlagevermögens mit den Anschaffungskosten und den

kumulierten Abschreibungen gemäß §§ 20ff. Eig§ 52 GemHVO-Doppik zeigt der beigefugte Anla¬

genspiegel. '

Sämtliche Forderungen und sonstigen Vermögens egenstände haben eine erwartete Fälligkeit von

bis zu einem Jahr. <

Die Rückstellungen setzen sich wie folgt zusammen:

Stand am Verbrauch Auflösung Zuführung Stand am
01.01.2015 31.12.2015

Urlaub  60.100,00 60.100,00 0,00 95.800,00 95.800,00
Überstunden / 13.800,00 13.800,00 0,00 71.300,00 71.300,00
Leistungsentgelte \ V . 13.300,00 13.241,35 58,65 33.100,00 33.100,00
Abschluss- und Prüflingskosten 10.000,00 7.556,50 2.443,50 8.000,00 8.000,00
Reisekosten 0,00 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00
ausstehende Rechnungen 0,00 0,00 0,00 460,00 460,00

Winterdienst Hausmeister 12.200,00 12.200,00 0,00 0,00 ' 0,00
109.400,00 106.897,85 2.502,15 209.660,00 209.660,00

Die Verbindlichkeiten betragen TEUR 21 und haben eine zu erwartende Restlaufzeit bis zu einem

Jahr.
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Angaben zu sonsti en finanziellen Verpflichtun en gemäß § 50 Abs. 2 Ziffer 5 GemHYQ:

Die Gesellschaft hat Teile ihres Fuhrparks geleast. Daraus ergeben sich in den folgenden Geschäfts¬

jahren finanzielle Verpflichtungen von rund TEUR 11 pro Jahr.

4. Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung

Die Gewinn- und Verlustrechnung wird nach dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt.

Die sonstigen betrieblichen Erträge aus der Auflösung des Sonderpostens fürTnvestitionszuschüsse

betragen im Geschäftsjahr TEUR 77. >

5. Angaben zu den Unternehmensorganen

Als Betriebsleiter war im Berichtsjahr bestellt: 1 lefr Mario Rohrmus, Fernwald

Der Betriebskommission gehörten im Geschäftsjahr an:

Vertreter Beruf des Vertreters Stellvertreter Beruf des Stellvertreters

Schneider, Anita Landrätin/Vorsitzende Dirk Haas Geschäftsführer, Bürgermeister
Oßwald, Dirk hagptämtlicli er Erster Kreis-

beigeördneter
Gottfried Schneider Rentner

Dr. Christiane Schmahl h auptamtliche Kreisbeigeördnete Dr. Klaus Becker Arzt
Anette Henkel Dipl.-Ver altungsfachwirtin Peter Pilger Gewerkschaftssekretär

Heinz-Peter Haumann  : ÖB a.D. Stadt Gießen Reinhard Peter Rentner

Matthias Knoche  '}: Prokurist Ewa Wenig Soziologin
Günther Semmler : Dipl.-Religionspädagoge Claudia Zecher Justizangestellte
Heidrun Gans Reinigungskraft Monika Schmidt Reinigungskraft
Susanne Rosemann Finanzfachwirtin NN
Oliver Meermann Geschäftsführer Stefan Becker Dipl.-Kaufmann

Christiane Janetzki-Klein Geschäftsführer Edith Nürnberger Rentnerin

Jürgen Lauer Gewerkschaftssekretär Klaus Dieter Körner

Jörg Klos Hausmeister Lolita Steinbrecher Reinigungskraft

6. Arbeitnehmer

Während des Geschäftsjahres 2015 waren im Durchschnitt 214 Arbeitnehmer beschäftigt. Davon

waren 162 für Reinigungsdienstleistungen, 41 für Hausmeistertätigkeiten, 3 für den EDV-Support

und 8 als Overhead tätig.
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7. Sonsti e An aben

Auf die Angabe der Bezüge der Betriebsleitung wurde unter Verweis auf § 2S6 Abs. 4 HGB ver 

zichtet.

Das Honorar des Abschlussprüfers beträgt im Geschäftsjahr EUR 5.355,- und entfällt insgesamt auf

Leistungen der Abschlussprüfung.

Gießen, den 15. Juni 2016

Mario Rohrmus, Betriebsleiter



Stand
01-01.2015

Anschaffijngskosten/Herstellungskosten

A. Anlagevermögen

I Sachanlagen .

andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattun 

Summe Sachanlagen

Su me A lagevermögen

EUR
.Zugänge Abgänge
EUR- EUR

Stand
Umbuchungen 31.12 2015

EUR E  

894.044.21  93.564.12

894.044,21-  3.564,12

894.044.21 93.564,12

¦0.00 - 987.60«

0,00 987.608,33

0,00 987.608,33

Anlage 3.1

Stand    ' Abschreibungen ;        Zuschreibungen
01.01.2015 7:»««nw. , , Stand Geschäftsjahr

Abgänge  mbuchungen 31 122075
EUR Sä  ÜS  im S 

Buchwerte 
Stand Stand

31.I2.201S 31.12.2014
EU  EUR

llMm 123.761.03 OJO-  nn
7    S4L250.06 . 0.00 445.86« 27 . 476 066 11!

417.989.03 123.761,03- .: 0;00 0 00
-  0 00 541.750.06 0,00  45.858,27 476.055,18

417,89.03 123.761,03 '' 0 0,0 54 750,06 0,0 '   44,858,7 47,05,18



Anlage 4
Seite 1

LAGEBERICHT

Servicebetrieb Landkreis Gießen

Gießen

für das Geschäftsjahr 2015

A. Darstellung des Geschäftsverlaufes der Gesellschaft

Gesellschaftszweck und Rahmenbedingungen

Der Gesellschaftszweck des im Jahre 2013 gegründeten Eigehbetriebs „Servicebetrieb Landkreis

Gießen  beinhaltet auch weiterhin Hausmeister.- und Reinigungsdienstleistungen sowie weitere

Dienstleistungen für den Landkreis Gießen. Im SerVicebct ieb1 Landkreis Gießen waren zum Stichtag

31.12.2015 genau 214 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt. Den größten Teil der Beschäf¬

tigten beschäftigt der Bereich Reinigung mit 162 Mitarbeitern. Die zentrale Personalkoordination,

wie auch der Einkauf, verfolgen hierbei die Zielb, eine ökologische und ressourcenschonende Leis¬

tungserbringung bei gleichzeitiger Kostenersparnis für den Landkreis Gießen zu erbringen. Eine Er¬

weiterung des Dienstleistungsange,botds mit den neuen Aufgabenfeldern Bauunterhaltung, Energie¬

management, Umzugsmanagement und Versicherungen ist für das Geschäftsjahr 2016 beschlossen

worden.
\ ';ä.

< V

Geschäftsent icklurig 

Nach dem Beschluss des Kreistages vom 13.02.2012 werden dem Servicebetrieb Landkreis Gießen

zur Leistungserbringung auf Grundlage eines Vergleichsmaßstabes Mittel bereitgestellt. Basis ist das

Rechnungsergebnis aller relevanten Erlös- und Aufwandsarten für den gesamten Bereich der Haus¬

meister- und Reinigungsdienste (intern und extern) des Haushaltsjahres 2011 zzgl. Overheadkosten.

Gehalts- und Preissteigerungsraten sind für die zukünftigen Jahre entsprechend zu berücksichtigen

(Indizierung). Auf dieser finanziellen Grundlage werden die vom Servicebetrieb geforderten Dienst¬

leistungen erbracht. Die im Reinigungsbereich aufgrund nichterfolgter Änderungskündigungen ent¬

standenen Zeitüberhänge konnten im Zuge der Personalfluktuation auch in diesem Geschäftsjahr

weiter reduziert werden. Auch umfassende Änderungen und Anpassungen der Reinigungsreviere ha¬

ben dazu beigetragen, dass die Personalkosten unterhalb des Geschäftsjahresziels lagen. Diese Ent-
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Wicklung konnte erreicht werden, obwohl die Krankheitsrate unverändert hoch ist und die Rein¬

igungsdienstleistung im Zuge der Ganztagsbetreuung und der Betreuung in den Ferienzeiten um

1,54% angestiegen ist. Insgesamt ist die Betriebsleitung mit der Entwicklung im Geschäftsjahr zu¬

frieden.

Umweltschutz

Der Servicebetrieb misst dem Schutz der Umwelt und dem verantwortungsbewussten Umgang mit

Ressourcen große Bedeutung bei. Im Reinigungsbereich werden auch weiterhin für die tägliche Un¬

terhaltsreinigung ausschließlich kennzeichnungsfreie Produkte verwendet.
s

Darstellun  der Lage

Darstellung der Vermögens- und Finanzlage

. 31.12.2015 31.12.2014 ¦
. V TEUR • % TEUR %

Anlageve mögen 446 61,4 476 69,1
Sonstige Aktiva - 280 38,6 213 30,9
Aktiva 726 100 689 100

Eigenkapital Äf 200 27,5 200 29,0
Langfi'istiges Fremdkapital , 0 0,0 0 0,0
Kurz- und mittelfristiges Fremdka ital . 526 72,5 489 71,0
Passiva V 726 100.0 . 689 100.0

Der Anteil des la gfristig gebundenen Anlagevermögens am Gesamtvermögen beträgt 61,4 %. Hier¬

bei.handelt es sich im Wesentlichen um die betriebsnotwendigen Gegenstände zur Leistungserbrin-

gungung in den Bereichen Reinigungsdienstleistungen und Hausmeistertätigkeiten.

Beim Eigenkapital handelt es sich um die vollständig eingezahlte Netto-Position, die dem Eigen¬

betrieb durch den Landkreis Gießen zur Verfügung gestellt wurde. Das ku z- und mittelfristige

Fremdkapital resultiert aus Investitionszuschüssen des Landk eises Gießen. Diese Position wird ra¬

tierlich ertragswirksam aufgelöst.
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Die Finanzströme des Servicebetriebs zeigt folgende Kapitalflussrechnung:

2015 2014
Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 51 41 TEUR
Cashflow aus der Investitionstätigkeit -94 -134 TEUR
Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 43 93 TEUR
Finanzmittelfonds am Ende der Periode 0 OTEUR

Da der Servicebetrieb selbst über keine eigenen liquiden Mittel verfugt, erfolgt die Abwicklung  des

Zahlungsverkehrs unter Zuhilfenahme eines Verrechnungskontos durch die Kasse des Landkreises

Gießen. Die Zahlungsfähigkeit des Servicebetriebs ist somit durch die Liquidität des Landk eises

Gießens zu jeder Zeit gewährleistet.

Für etwaige anstehende Investitionen hat sich der Land reis Gießen bereit erklärt, notwendige Inves¬

titionszuschüsse zu gewährleisten, sofern die Anschaffungen nicht aus Abschreibungen finanziert

werden können. Weiterhin werden die entstehenden Betriebskosten durch den Landkreis Gießen in

Form von Zuschüssen abgedeckt.    

f  !
(\   )

Entwicklun  der Rückstellungen: '%

¦ . Stand Verbrauch Auflösung Zuführungen Stand
. Öl.01.2015 31.12.2015

L i EUR EUR EUR EUR EUR

Resturlaub ,,  60.100,00 60.100,00 0,00 95.800,00. 95.800,00
Überstunden 13.800,00 13.800,00 0,00 71.300,00 71.300,00
TVöD-Leistungsentgelt

' 13.300,00
13.241,35 58,65 33.100,00 33.100,00

Erstellung/Prütung Jahresabschluss 10.000,00 , 7.556,50 2.443,50 8.000,00 8.000,00
Reisekosten  h  0,00 0,00 0,00 1.000,00 1.000,00
ausstehende Rechnungen 0,00 0,00 0,00 460,00 460,00
Winterdienstpauschale Hausmeister 12.200,00 12.200,00 0,00 0,00 0,00

109:400.00 106.897.85 2.502.15 209.660.00 209..660.00
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Darstellung der Ertragslage

2015 2014
TEUR TEUR

Umsatzerlöse 6.392 6.151
Materialaufwand 271 269
Personalaufwand 5.695 5.556
sonstige betriebliche Erträge 90 93
Abschreibungen 124 112
sonstige betriebliche Aufwendungen 391 307
Betriebsergebnis 1 0
Finanzergebnis 0 0
Sonstige Steuern 1 0
Jahresergebnis 0 0

Aufgrund der Betriebskostenzuschüsse durch den Landkreis Gießen, die sich nach den entstandenen

Erträgen und Aufwendungen des Geschäftsjahres bemessen, wird das satzungsgemäß vorgesehene

ausgeglichene Jahresergebnis erzielt. ,

Der relevante Aufwand des Jahres 2015 bleibt außerdem um rund TEUR 467 unter dem angepassten

Vergleichswert aus 2011. Der angepasste VergLicHswe t aus 2011 berücksichtigt Tariferhöhungen

und Preissteigerungen. r -

Entwicklung des Personals i f

Der Personalbestand des SerVicfebetriebs setzt sich sowohl aus durch den Servicebetrieb angestellten

Beschäftigten als auch durch Beschäftigte vom Landkreis Gießen, deren Kosten durch den Ser-

vicebetrieb getragen werden, zusammen.

Im Geschäftsjahr waren am Stichtag 31.12.2015 im Servicebetrieb 214 Beschäftigte angestellt. Im

Jahr 2014 lag die Zahl der beschäftigten bei 238. Dies ist auf die hohe Fluktuation im Zuge von Ver¬

rentungen im Jahr 2015 zurückzuführen, wobei ein Großteil der Neueinstellungen erst Anfang 2016

erfolgte. Hierfür fielen im Geschäftsjahr 2015 Aufwendungen in Höhe von 4.426.348,61 Euro für

Löhne und Gehälte  sowie 1.268.362,74 Euro für soziale Abgaben und Aufwendungen für Alters¬

vorsorge und Unterstützung an.

Die aufgrund der Nachmittagsbetreuung und der Befteuung in den Ferienzeiten stetig ansteigende

Reinigungsdienstleistung erfordert mittelfristig eine Anhebung des Stellenplanes, sofern weitere Op¬

timierungen oder Reduzierungen im Bereich des Leistungsumfanges nicht ausreichen sollten.
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D. Nachtragsbericht

Wesentliche Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres liegen

nicht vor. • ,

E. Chancen und Risiken

Chancen

Durch eine kontinuierliche Anpassung der Reinigungsreviere im Zuge jeglicher Veränderungen und

durch die daraus resultierenden Umsetzungsmaßnahmen wird der Reinigun sbereich auch weiterhin

optimiert. ¦ Z  *,

Weitere Einsparungen und Optimierungen erfolgen durch den Wegfall der Präsenzleistung für Haus¬

meister und durch die Beschaffung weiterer Reinigungsmaschinen. Durch regelmäßig geschultes

Fachpersonal ist der Servicebctrieb in der Lage, auch z künftig fachgerechte Unterhalts- und Grund¬

reinigung zur Werterhaltung der Gebäude durchzuführen. Gesundheitspräventionsmaßnahmen zur

Reduzierung der Krankheitsquote werden auch weiterhin umgesetzt. '
/;

ft

Der Eigenbetrieb ist im Vergleichsring R inigung und im Vergleichsring Gebäudewirtschäft, beim

KGST, vertreten. Die Vergleiche  it änderen Kommunen zeigen in positiver Hinsicht auf, dass die

Kosten für Hausmeister- und Reinigungsdienstleistungen überwiegend unterhalb der Medianwerte

liegen. Besonders deutlich ist dies im Vergleich mit Kommunen zu erkennen, die ebenfalls aus¬

schließlich Reinigungsdienstleistung in Eigenleistung erbringen.

Risiken

Es bestehen keine wesentlichen Risiken, da der Servicebetrieb nahezu ausschließlich für den Land¬

kreis Gießen tätig ist.

Gießen, den 15. Juni 2016

gez. Mario Rohrmus
Betriebsleiter
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Servicebetrieb Landkreis Gießen

Gießen

BESTÄTIGUNGSVERMERK DES ABSCHLUSSPRÜFERS

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung so ie

Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Se vicebetrieb Land¬

kreis Gießen, Gießen, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2015 geprüft.

Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut¬

schen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden, Regelungen in der Satzung liegen

in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf

der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilun  über den Jahresabschluss

unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben.

i u

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfting nach § 317 HGB und § 27 EigBGes unter Beach-

tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord¬

nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und

durchzuführeh, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den

Jahresabschluss unter, Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch

den Lagebericht  ermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich aus-
'{  " ß

wirken, mit ninrejehender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshand¬

lungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und

rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksich¬

tigt. Ln Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter¬

nen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und

Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die

Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen

der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses

und des Lageberichts. Wir sind'der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hi eichend sichere

Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.



Anlage 5
Seite 2

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht

der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der

Satzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage

der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge¬

samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken

der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.

Gießen, den 16. Juni 2016   .
,x'l i]

THEOBALD JUNG SCHERER AG
WIRTSCHAFTSPRÜFUNGSGESELLSCHAFT

Profi Dr. Hubert Jung Sebastian Jung
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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Seryicebetrieb Landkreis Gießen

Gießen

Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse

Firma: Servicebetrieb Landk eis Gießen

Sitz: Gießen ;

Rechtsform: Eigenbetrieb

Satzung: Maßgebend ist die Satzung vom 10. September 2012.

Am 1. Juli 2016 tritt die "Erste Satzung zur Änderung der Satzung

für den Eigenbetrieb "Servicebetrieb Landkreis Gießen" vom 10.

September 2012" in Krall.

Anschrift: Riversplatz 1-9
36394 Gießen

Gegenständ des
Unternehmens: ;'' - Zweck des Eigenbetriebs sind Hausmeisterdienstleistungenen und

f Reinigungsdienstleistungen sowie weitere Dienstleistungen für den

Landkreis Gießen.

Geschäftsjahr: 1. Januar bis 31. Dezember

Netto-Position:: EUR 200.000,00

Geschäftsführung: Mario Rohrmus

Organe: Der Eigenbetrieb hat folgende Organe:

- Betriebsleitung

- Betriebskommission
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Der Betriebskommission gehören an:

• Drei Mitglieder des Kreisausschusses,

a) Kraft ihres Amtes die Landrätin / der Landrat.

b) Zwei weitere Mitglieder des Kreisausschusses; darunter

müssen die/der für das Finanzwesen zuständige Beige¬

ordnete und der/die für den Fachbereich Schulen und

Bauen zuständige Beigeordnete sein.

• Je ein Vertreter jeder Fraktion des Kreistags, die durch den

Kreistag für die Dauer seiner Wahlzeit entsandt werden, (bis

30.06.2016)

• 10 Mitglieder des  reistags) die durch den  eistag für die

Dauer seiner Wahlzeit entsandt werden, (ab 01.07.2016)

a Zwei Mitglieder des Pefsonalrates und die Frauenbeauftragte

des Eigenbetriebs. Bestehen diese Positionen nicht, sind sie

durch die des Landkreiscs Gießen zu e setzen.

• Weitere wirtschaftlich oder technisch besonders erfahrene

Personen sollen durch den Kreistag für die Dauer seiner

A Wählzeit zur Berufung in die Betriebskommission gewählt

: : werden.

Besondere Vorgänge: Mit Beschluss vom 5. Oktober 2015 wird das Konzept zur "Einglied¬

erung des Stabes Bauunterhaltung in den Servicehetrieb des Land-

kreises Gießen" durch den  eistag beschlossen. Der Übergang soll

zum 1. Januar 2016 erfolgen.

Zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2015 wurde am 16. Dezember 2013 die Theobald

Jung Scherer AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Gießen, gewählt.
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AUFGLIEDERUNG U D ERLÄUTERUNG
WESENTLICHER POSTEN DES JAHRESABSCHLUSSES

zum 31. Dezember 2015

Servicebetrieb Landkreis Gießen

Gießen

Aktivseite

. Anlagevermö en   ;

Das Anlagevermögen wird in einer EDV-gestützen Anlagenbuchhaltung mit dem EDV-Sys-

tem Finanz+ der DATA-PLAN Computer Consulting GmbH ordnungsgemäß nachgewiesen.

Eine Von den Anschaffungs- und Herstellungskosten ausgehende Darstellung der Entwicklung

der einzelnen Bilanzposten des Anlagevermögens enthält der Anlagenspiegel im Anhang zum

Jahresabschluss (Anlage 3).   ¦  

Da im Anlagenspiegel die Entwicklung der Posten des Anlagevermögens ausgehend von den

ursprünglichen Anschaffungskosten sowie die Entwicklung der kumulierten Abschreibungen

dargestellt sind, wird bei der Erläuterung der Abschlusspositionen die Darstellung auf die Ent-
--T ' .

Wicklung der Buchwerte beschränkt.

.   

Die Bewertung des Anlagevermögens ist im Anhang dargestellt.
7\
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1. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattun EUR 445.858,27

(31.12.2014: EUR 476.055,18)

Der Buchwert hat sich im Berichtsjahr wie folgt entwickelt:

EUR

Stand am 01.01.2015 476.055,18
+ Zugänge 93.564.12

569.619,30
- Abschreibungen 123.761.03

Stand am 31.12.2015 445.858.27

Die Abschreibungen werden linear über die Nutzungsdauer vorgenommen.

Geringwertige Anlagegüter mit Anschaffungskosten über 150 EUR und bis 1.000 EU  wer¬

den im Zugangsjahr in einem Sammelposten aktiviert  nd linear über 5 Jahre aufgelöst.

Der Posten setzt sich wie folgt zusammen:

' 2015

f|<  EUR

Fuhrpark 139.533,49

Sonstige Betriebsausstattung 148.596,93

Geringwertige Vermögensgegenstände der Betriebs- und Geschäfts¬

ausstattung (größer 150 EUR bis 1.000 EUR) 157.727.85

445.858.27 476.055.18

Wesentliche Zugänge des Geschäftsjahres betreffen die Anschaffung eines Kommunaltraktors

(TEUR 29) für die Hausmeister.

2014
EUR

137.855,54

127.092,08

211.107.56
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I. Vorräte

1. Roh-, Hilfs-und Betriebsstoffe EUR 8.000.00

(31.12.2014: EUR 8.000,00)

Die Vorräte beinhalten den in den Schulen vorgehaltenen Grundbestand an Reinigungschemie.

Die Bewertung erfolgt zum Festwert.

II. Forderun en und sonstige Vermögensgegenstände

4 -! I
2. Forderungen gegen den Landltreis Gießen EUR 264.535,56

,cf ( l.li2014:EUR 203.145,83)

Hierbei handelt es sich um das Verrechnungskonto mit dem Landkreis Gießen.
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A. Eigenkapital

I. Netto-Position EUR 200.000.00

(31.12.2014: EUR 200.000,00)

Bei der Netto-Position handelt es sich um das satzungsgemäße Eigenkapital, das voll einge¬

zahlt ist.

B. Sonderposten fiir erhaltene Investitionszuschüsse EUR 287.450,47

(31.12.2014: EUR 315.943,40)

Der Sonderposten wird für Zuschüsse durch den Landkreis Gießen zur Investition in das An-
4 %. ß

lagevermögen gebildet. Die ertragswirksame Auflösung des Sonderpostens für die vom Land¬

kreis Gießen erworbenen Vermögensgegenstände erfolgt analog dem Wahlrecht der GemH-

VO-Doppik nach der durchschnittlichen Nutzungsdauer der übernommenen Anlagenklassen.

Die Auflösung des Sondjerpostenanteils für im laufenden Geschäftsjahr neu angeschaffte Ver¬

mögensgegenstände erfolgt entsprechend der Abschreibung der bezuschussten Vermögensge¬

genstände.

Der Sonderposten entwickelte sich im Geschäftsjahr wie folgt:

Bestand am 1. Januar 2015 315.943,40 €
erhaltene Investitionszuschüsse im Geschäftsjahr 48.214,86 €
ertragswirksa c Auflösung im Geschäftsjahr 76.707,79 €

Bestand am 31. Dezember 2015 287.450.47 €
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sonstige Rückstellun en EUR 209.660.00

(31.12.2014: EUR
f

109.400,00)

2015 2014
EUR EUR

Rückstellungen für Urlaubsguthaben 95.800,00 60.100,00

Rückstellung für Zeitguthaben (Überstunden) 71.300,00 13.800,00

Rückstellung TVöD-Leistungsentgelt , 33.100,00 13.300,00

Rückstellung für die Erstellung und Prüfung von Jahresabschlüssen 8.000,00 10.000,00

Rückstellung für Reisekosten 1.000,00 0,00

Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen 460,00 0,00

Rückstellung für Winterdienstpauschale Hausmeister 0.00 12.200.00

209.6 0.00 109.400.00

Die Rückstellungen für Urlaubsguthaben ergeben sich aus den im Berichtsjahr nicht genom-

menen Urlaubsansprüchen der Angestellten des Servicebetriebs.

sonstige Verbindlichkeiten EUR 8.000.00

(31.12.2014: EUR 0,00)

31.12.2015 31.12.2014
EUR EUR

Sonstige Verbindlichkeiten - kreditorische Debitoren 8.000.00 0.00

8.000.00 0.00

Die kreditorischen Debitoren resultieren aus den Forderungen gegen den Landkreis Gießen in

Verbindung mit dem Vorratsbestand.
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Umsatzerlöse EUR 6.391.847.82

(31.12.2014: EUR 6.151.237,41)

31.12.2015 31.12.2014
EUR EUR

Betriebskostenzuschuss des Landkreises 6.391.259,88 6.139.733,78

Andere Kostenersatzleistungen und -erstattungen 587.94 11.503.63

6.391.847.82 6.151.237.41

Die Umsatzerlöse beinhalten im Wesentlichen die quartalsweise erhaltenen Betriebskosten-

Zuschüsse sowie die Verwaltungskostenpauschale vom Landkreis Gießen.

sonstige betriebliche Erträge EUR 90.641.75

(31.12.2014: EUR 93.119,05)

2015 2014
EUR EUR

Erträge Auflösung von Sonderposten aus Ihvestitionszuschüssen 76.707,79 66.921,26

Erstattungen von AG-Aufwendungen von Kran enkassen 8.962,65 0,00

Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 2.502,15 ¦ 20.851,36

andere sonstige Nebenerlöse 1.800,00 0,00
Erträge aus Schadenersatzleistungen 669,16 0,00

Eingliederungszuschuss 0.00 5.346.43

90. 41.7f> 9 .119.05

Die sonstigen betrieblichen Erträge beinhalten im Wesentlichen die ertragswirksame Auflö¬

sung des Sonderpostens für Investitionszuschüsse (TEUR 77). Wir verweisen an dieser Stelle

auf die Erläuterungen zum Sonderposten.
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3. Materialaufwand

a) Aufwendungen f r Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und für

bezogene Waren

Zubehör, Sanitärartikel, sonstiges

Geräte und Gebrauchsgegenstände bis 150 €

Reinigungsmaterial

Material für Hausmeister

EUR 235.506.85

(31.12.2014: EUR 256 422,59)

2015
EUR

135.297,81

49.010,72
47.511,46

3.686.86

235.506.85

2014
EUR

106.505,11

57.233,37

88.536,59

4.147.52

256.422.59

Die Position Zubehör, Sanitärartikel, sonstiges beinhaltet im Wesentlichen Verbrauchsmaterial

für Sanitäreinrichtungen. Bei der Position Reinigungsmaterial handelt es sich um Reinigungs¬

chemie. Die Geräte und Gebrauchsgegenstände bis 150 6 beinhalten Gebrauchsgegenstände

für die Reinigungsdienstleistungen.

b) Auf endungen für bezogene Leistungen EUR

2015
EUR

Fremdleistungen Winferdienst + IKZ 35.676.10

35.676.10

35.676,10

(31.12.2014: EUR 12.813,05)

2014
EUR

12.813.05

12.813.05

Die Aufwendungen für bezogene Leistungen entfallen auf den Winterdienst, der im Rahmen

der interkom unalen Zusammenarbeit (IKZ) oder durch externe Dienstleister an den Wochen¬

enden erbracht wird.
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Löhne und Gehälter EUR 4.426.348.61

(31.12.2014: EUR 4.315.159,48)

2015 2014
EUR EUR

Entgelte für geleistete Arbeitszeit (einschl. Zulagen) 4.000.460,56 3.872.851,79

Entgelte Vertretungspersonal 346.759,79 464.996,84

Veränderung der Rückstellungen für Leistungsentgelt, Urlaub und

Überstunden 79.128.26 -22.689.15

4.42 .348.61 4.315 159.48

Im Berichtsjahr waren durchschnittlich 214 Arbeitnehmer beschäftigt.

soziale Abgaben und Auf endun en f r Altersversorgung

und für Unterstützung ? EUR 1.268.362.74

(31.12.2014: EUR 1.240.629,53)

2015 2014
EUR EUR

Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung Entgeltbereich 869.974,74 868.033,22

Aufwendungen an Versorgungskassen» 374.665,04 359.377,25

Veränderung der Rückstellungen für Leistungsentgelt, Urlaub und

Überstunden 21.730,39 -6.060,99

Aufwendungen an Vefsorgungskassen Vertretungspersonal 1.408,57 0,00

Beihilfen Entgeltbereich 584,00 185,00

Aufwendungen für personenbezogene Versicherungen 0.00 19.095.05

1.268.362.74 1.240.629.53
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sonstige betriebliche Aufwendun en EUR 391.139.66

(31.12.2014: EUR 306.737,89)

2015 2014
EUR EU 

Verwaltungskostenpauschale 220.900,00 177.900,00
Reparatur und Instandhaltung von Geräten und Werkzeug 51.592,96 34.905,25

Aufwendungen für Berufskleidung, Arbeitsschutzmittel u.ä. 28.688,89 12.684,94
Reisekosten 14.778,05 14.064,80

Treibstoffe 13.406,31 14.609,78

Instandhaltung Kfz (Steuer, Versicherung, Reparatur + Instandhaltung) 10.107,57 6.723,61

Leasing Kraftfahrzeuge 8.823,68 6.197,05

Aufwendungen f r Steuerberatung und Wirtschaftsprüfung 8.000,00 10.000,00

Kfz-Versicherungsbeiträge 6.082,22 0,00
Fort- und Weiterbildung 5.710,04 8.364,91

Fernsprechgebühren 5.507,40 3.630,60

Vergleichsring KGST 3.016,50 1.713,60

Porto und Versandkosten ' 1.901,85 1.274,92

Geschäftsausgaben Personalrat 1.623,32 8.033,22

Aufwendungen für Fremdentsorgung  . 934,19 0,00
Amtliche Bekanntmachungen 583,77 400,56

Aufwendungen für Aufsichtsrat, Beirat u. ä. 443,30 758,30
Zeitungen und Fachliteratur 421,92 649,67

Verluste aus dem Abgang von Sachanlagen 0,00 2.938,96

sonstige außerordentliche Aufwendungen 0,00 1.266,23

Übrige 8.617.69 621.49

391.139.66 306.737.89

Die Verwaltungskostenpauschale dient zur Erfassung von Dienstleistungen,

Landkreis Gießen für den Servicebetrieb erbracht werden.

die durch den

sonstige Steuern EUR 1.371.18

(2014: EUR 0,00)

Die sonstigen Steuern betreffen im Wesentlichen Kfz-Steuer.
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ANGABEN ZUR ORDNUNGSMÄSSIGKEIT DER GESCHÄFTSFÜHRUNG
UND

DER WIRTSCHAFTLICHEN VERHÄLT ISSE NACH § 53 HGrG

Servicebetrieb Landkreis Gießen

Gießen

für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2015 bis 31. Dezember 2015

Fragenkreis 1: Täti keit von Überwachungsorganen und Gesch ftsleitung so ie individuali¬
sierte Offenlegung der Organbezüge

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die Ge¬

schäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schriftliche Weisun¬

gen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts- sowie ggf. für die Konzern¬

leitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unterneh¬

mens bzw. des Konzerns?

Eine Geschäftsordnung für die Betriebskommission des Eigenbetriebes liegt derzeit noch nicht

vor. Für den Kreisausschuss und den Kreistag liegen jeweils Geschäftsordnungen vor. Zustän¬

digkeiten und Befugnisse ergeben sich aus den §§ 4 bis 8 des Hessischen Eigenbetriebsgeset¬

zes sowie der Satzung des Eigenbetriebes. Diese Regelungen entsprechen den Bedürfnissen

des Eigenbetriebes.

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wurden Nie¬

derschriften hierüber erstellt?

Im Geschäftsjahr 2015 fanden insgesamt drei Sitzungen der Betriebskommission statt. Ent¬

sprechende Protokolle liegen uns vor.

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG sind

die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig?

Die Mitglieder der Betriebsleitung sind angabegemäß in keinen Aufsichtsräten oder anderen
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Kontrallgremien i. S. § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG tätig.

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) individuali¬

siert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach Fixum, erfolgsbe¬

zogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls

nein, wie wird dies begründet?

Die Vergütungen der Organmitglieder enthalten keine erfolgsbezogenen Komponenten bzw.

Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung. Auf die Angabe der Vergütung der Betriebs¬

leitung wird unter Hinweis auf § 286 Abs. 4 HGB verzichtet.

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablaufor anisatorische Grundlagen

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisationsplan, aus dem

Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und ZuständigkeitenAVeisungsbefugnisse ersichtlich

sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung?

Es existiert ein den Bedürfnissen des Eigenbetriebes entsprechender Organisationsplan. Dieser

wird bei Bedarf aktualisiert.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird?

Soweit wir bei unsei-er Prüfung feststellen konnten, wird nach den entsprechenden organisato¬

rischen Regelungen verfahren.

c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und dokumen¬

tiert?

Die Leitung erfolgt auf Basis des jeweiligen Wirtschaftsplanes. Darüber hinaus erfolgen Plau¬

sibilitätsprüfungen durch ein Vier-Augen Prinzip. Weiterhin werden die Materialbeschaffun¬

gen des Reinigungsbereichs zentral durchgefuhrt sowie Lagerbestandskontrollen vor Ort

durchgeführt. Weitergehende Maßnahmen zur Korruptionsprävention existieren nicht.

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungs¬

prozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditauf¬

nahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten
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werden?

Ja, es existiert ein Organisationshandbuch des Landkreises Gießen, welches auch Gültigkeit

für den Servicebetrieb hat. Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht einge¬

halten werden.

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücksverwaltung,

EDV)?

Die bestehenden Verträge werden ordnungsgemäß dokumentiert.

Fragenkreis 3: Planun swesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung

der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten - den Bedürfnis¬

sen des Unternehmens? •

Das Planungswesen entspricht den Bedürfnissen des Eigenbetriebes. Der Eigenbetrieb erstellt

jährlich einen Wirtschaftsplan, der den Bedürfnissen des Unternehmens entspricht.

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht?

Die Betriebsleitung sowie die Mitarbeiter des Rechnungswesens analysieren regelmäßig und

systematisch Planabweichungen.

c) Entspricht d|is Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und den beson¬

deren Anforderungen des Unternehmens?

Das Rechnungswesen entspricht den Anforderungen des Eigenbetriebes.

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Liquiditätskon¬

trolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?

Aufgaben des Finanzmanagements werden durch die Betriebsleitung und die Mitarbeiter des

Rechnungswesens des Landkreises Gießen vorgenommen. Dieses Finanzmanagement besteht

im Wesentlichen aus Liquiditätskontrollen, einer Kreditüberwachung sowie Soll-Ist-Verglei-

chen des Wirtschaftsplanes im laufenden Geschäftsjahr.
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e) Gehört zu dem Finanzmanage ent auch ein zentrales Cash-Management und haben sich An¬

haltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden sind?

Der Servicebetrieb Landkreis Gießen verfugt über keine eigenen Bankkonten. Der Zahlungs¬

verkehr sowie Liquiditätskontrollen und Liquiditätsmanagement werden zentral über den

Landkreis Gießen abgewickelt.

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden? Ist durch

das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv

eingezogen werden?

Entgelte werden vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt. Das bestehende Mahnwesen

entspricht den Anforderungen des Eigenbetriebes.

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Untcrnehmens/Konzerns und umfasst es al¬

le wesentlichen Unternehmens-/ Konzernbereiche?

Das Controlling wird über den Landkreis Gießen durchgeführt. Ein grundlegendes eigenes

Controlling des Eigenbetriebes besteht aufgrund der Größe nicht. Jedoch Werden gewisse Be¬

reiche im Rahmen der Qua talsberichterstattung durch den Eigenbetrieb aufgearbeitet. Das

Controlling entspricht den Anforderungen des Eigenbetriebes.

h) Ermöglichen das Rcchnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung der

Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht?

Tochterunternehmen des Eigenbetriebes existieren nicht.

Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem

a) Hat die Geschäfts- Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert und Maß¬

nahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig erkannt werden

können?

Ein Risikofrüherkennungssystem, welches schriftlich dokumentiert ist, besteht nicht. Dennoch

werden durch die Organe des Eigenbetriebes sowie durch den Landkreis Gießen bestehende

Risiken ständig überwacht.
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b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Haben sich

Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgefuhrt werden?

Aufgrund der Größe des Eigenbetriebes und seines Geschäftsbereiches sind diese Maßnahmen

grundsätzlich geeignet, ihren Zweck zu erfüllen. Wir haben keine Anhaltspunkte, dass diese

Maßnahmen nicht durchgeführt werden.

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

Die Maßnahmen werden durch einen Soll-ZIst-Vergleich im Rahmen der Quartalsberichte er¬

läutert und dokumentiert.

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit dem ak¬

tuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und

angepasst?

Es wird eine Analyse der Gründe von Planabweichungen vorgenommen. Die Erkenntnisse

werden im Rahmen der Quartalsberichterstattung dokumentiert.

Fragenkreis 5: Finanzinstrume te, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate

Der Eigenbetrieb setzt selbst keine Finanzinstrumente ein. Daher sind die folgenden Fragen

dieses Fragenkreises nicht einschlägig.

Fragenkreis 6: Interne Revision

Wir weisen darauf hin, dass die Antworten zu diese  Fragenkreis grundlegend überarbeitet

wurden. Die Antworten gelten auch rückwirkend für die Berichtsjahre 2013 und 2014. In den

Vorjahren sind aufgrund von Missverständnissen unzutreffende Antworten dargestellt worden.

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne Revi-

sion/Konzernrevisioh? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durch

eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?
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Eine interne Revision als eigenständige Stelle (Funktions- oder Aufgabenbereich) im Service¬

betrieb besteht nicht. Diese Funktion wird entsprechend der Größe und

Funktion des Eigenbetriebes „Servicebetrieb Landkreis Gießen  teilweise durch die Revision

des Landkreises Gießen wahrgenommen, z. B. bei Auftragsvergaben ab TEUR 100. Siehe

auch Antwort zu c.).

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/Konzern? Be¬

steht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?

Durch die Teilbeauftragung der Revision des Landkreises Gießen besteht bei dieser Tätigkeit

keine Gefahr von Interessenskonflikten.

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revi¬

sion/Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander un¬

vereinbare Funktionen (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt

sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über Korruptionsprävention berichtet? Lie¬

gen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor?

Die Revision übt beim Servicebetrieb teilweise die Rolle der internen Revision aus. Sie prüft

alle Auftragsvergaben ab einem Wert von TEUR 100. Darüber hinaus prüft die Revision die

Tagesabschlüsse des Servicebetriebes im Rahmen der unvermuteten Kassenprüfungen der

Kreiskasse Gießen mit. Siehe auch Antwort zu a).

d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwe punkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt?

Bisher fand keine Abstimmung statt.

e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um welche

handelt es sich?

Bei Ausübung der Prüfung von Auftragsvergaben ab einem Wert von TEUR 100 sowie Prü¬

fling der Tagesabschlüsse des Servicebetriebes im Rahmen der unvermuteten Kassenprüfun-

gen der Kreiskasse wurden keine bemerkenswerten Mängel aufgedeckt.

f  Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Internen Revi¬

sion/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/Konzernrevision die

Umsetzung ihrer Empfehlungen?
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Es liegen keine Feststellungen und Empfehlungen der internen Revision vor, aus denen Kon¬

sequenzen hätten gezogen werden müssen. Siehe auch Antwort zu d).

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Sat¬

zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen

des Über achungsorgans

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans

zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist?

Im Rahmen der Jahresabschlussprüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die vor¬

herige Zustimmung des Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften

und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist.

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungs¬

organs die Zustimmung des Überwachungsorgans cingeholt?

Eine Kreditgewährung an Mitglieder der Betriebsleitung oder des Überwachungsorgans er¬

folgte nicht.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen ähnli¬

che, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden sind

(z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

Nein, das war für uns nicht ersichtlich.

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Sat¬

zung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des Überwachungs¬

organs übereinstimmen?

Es haben sich im Rahmen der Jahresabschlussprüfung keine Anhaltspunkte ergeben, dass Ge¬

schäfte und Maßnahmen nicht mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisungen

und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen.



Anlage 8
Seite 8

Fragenkreis 8: Durchführun  von Investitionen

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, immaterielle

Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabili-

tät/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft?

Im Rahmen unserer Prüfung haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass Investitionen von

der Betriebsleitung nicht angemessen geplant oder vor Realisierung auf Rentabilität und Wirt¬

schaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft werden. Geplante Investitionen werden im

Wirtschaftsplan berücksichtigt.

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preisermittlung nicht

ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen

(z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Beteiligungen)?

Derartige Anhaltspunkte haben sich für uns nicht ergeben.

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend überwacht

und Abweichungen untersucht?

Die Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen werden laufend über¬

wacht und ggf. auf Abweichungen untersucht.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? Wenn

ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?

Im Rahmen unserer durchgefuhrten Prüfungen konnten wir keine Hinweise auf wesentliche

Überschreitungen bei abgeschlossenen Investitionen erkennen.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Ausschöp¬

fung der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Es haben sich keine Anhaltspunkte für solche Maßnahmen ergeben.
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Fragenkreis 9: Vergaberegelun en

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. VOB,

VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben?

hn Rahmen unserer Prüfung sind uns keine Verstöße gegen Vergaberegelungen bekannt ge¬

worden.

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzangebote

(z.B. auch für Kapitalaufhahmen Und Geldanlagen) eingeholt? r  
6  ,,

Es werden grundsätzlich Vergleichsangebote eingeholt. ¦  
. | |. >'•'

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgän

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet?

Der Betriebskommission wurde im Rahmen der Sitzungen der Betriebskommission durch die

Betriebsleitung Bericht erstattet.

b) Vermitteln die Berichte einen  utreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unterneh-

mens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-ZKonzernbereiche?

Ausweislich der Protokolle der Sitzungen der Betriebskommission vermittelt die Berichterstat¬

tung der Betriebsleitung einen zutreffenden Eindruck von der Lage des Eigenbetriebes.

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah unter¬

richtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewi¬

ckelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen

vor und wurde hierüber berichtet?

Die Betriebskommission wurde ausweislich der uns vorliegenden Protokolle angemessen und

zeitnah unterrichtet. Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Ge¬

schäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen konnten

wir im Rahmen unserer Jahresabschlussprüfung nicht feststellen.
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d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-ZKonzernleitung dem Überwachungsorgan auf dessen

besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)?

Eine Berichterstattung analog § 90 Abs. 3 AktG war im Geschäftsjahr 2015 nicht notwendig.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG oder un¬

ternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war?

Derartige Hinweise haben sich für uns nicht ergeben.

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden

Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachu gsorgan erörtert?

Eine D&O-Versicherung ist nicht existent.

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwachungsorgans

gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan oftengelegt worden?

Ausweislich der Protokolle der Betriebskommission sowie der Auskünfte der Betriebsleitung

lagen keine Interessenskonflikte vor.

Fragenkreis 11: Un ewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? .

Nicht betriebsnotwendiges Vermögen ist aus unserer Sicht nicht existent.

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig?

Die Bestände sind für den Umfang des Geschäftsbetriebes angemessen.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu den bi¬

lanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegenstände

wesentlich beeinflusst wird?

Im Rahmen unserer Jahresabschlussprüfung haben wir keine Anhaltspunkte für erhebliche stil¬

le Reserven oder stille Lasten erkennen können.
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Fragenkreis 12: Finanzierung

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquellen zusam¬

men? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Investitionsver flich¬

tungen finanziert werden?

Der Eigenbetrieb ist ein unselbstständiges Sondervermögen des Landkreises Gießen. Die getä¬

tigten Investitionen wurden, sofern sie nicht durch Abschreibungen gedeckt waren, über den

Betriebskostenzuschuss des Landkreises Gießön finanziert. Der laufende Geschäftsbetrieb

wird insbesondere durch Zuschüsse des Landkreises Gießen finanziert. Bestehende Investi¬

tionsverpflichtungen bestanden am Abschlussstichtag nicht.

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditauf¬

nahmen wesentlicher Konzerngesellschaften?

Entfällt, da kein Konzern.

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Fi nanz-/Fördermitte 1 einschließlich Garantien der

öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen

Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

Im Geschäftsjahr 2015 hat der Eigenbetrieb außer den er ähnten Zuschüssen des Landkreises

Gießen keine Fördermittel der öffentlichen Hand erhalten.

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl, zu niedrigen Eigenkapitalausstattung?

Finanzierungsprobleme aufgrund der Eigenkapitalquote sind zur Zeit nicht zu erwarten. Der

Eigenbetrieb verfügt zu diesem Stichtag über eine bilanzielle Eigenkapitalquote von rd. 28 %.

Die Finanzierung des Eigenbetriebes erfolgt durch Zuschüsse des Landkreises Gießen.

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der wirt¬

schaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar?
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Der Eigenbetrieb erhält vom Landkreis Gießen jährliche Zuschüsse für die laufenden Betriebs¬

kosten sowie je nach Bedarf Investitionszuschüsse. Die Höhe des Betriebskostenzuschusses ist

von der Höhe der Auf endungen des Servicebetriebes abzüglich der Erträge des Servicebe¬

triebes abhängig. Die Höhe des Betriebskostenzuschusses ist jedoch auf Basis des Grundsatz¬

beschlusses des Kreistags vom 13. Februar 2012 auf die im Wirtschaftsplan angesetzten Kos¬

ten beschränkt. Demgemäß zielt der Servicebetrieb jeweils auf ein ausgeglichenes Jahreser¬

gebnis ab. Aufgrund des ausgeglichenen Jahresergebnisses entfallt ein Gewinnverwendungs¬

vorschlag.

Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten / Konzern¬

unternehmen zusammen?

Eine S artenerfolgsübersicht wird durch den Eigenbetrieb nicht erstellt, da der Eigenbetrieb

nicht über verschiedene Sparten verfügt.

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Das Jahresergebnis ist nicht durch einmalige Vorgänge geprägt.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbeziehun¬

gen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern eindeutig zu unangemes¬

senen Konditionen vorgenommen werden?

hn Rahmen der Jahresabschlussprüfung ergaben sich keine Anhaltspunkte, dass Leistungsbe¬

ziehungen zwischen dem Eigenbetrieb und dem Landkreis Gießen zu unangemessenen Kondi¬

tionen vorgenommen wurden.

d) Wurde die Konzessiönsabgabe Steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet?

Diese Frage ist für den Servicebetrieb nicht einschlägig.
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Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung

waren, und was waren die Ursachen der Verluste?

Überschüsse der Aufwendungen über die Erträge werden durch die Betriebskostenzuschüsse

des Landkreises Gießen gedeckt. Dadurch entstehen keine Verluste.

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Aufwendungen zu begrenzen, und um welche

Maßnahmen handelt es sich?

Die Geschäftsführung ist durch diverse Maßnahmen bestrebt, die Aufwendungen zu begren¬

zen. Bei den Maßnahmen handelt es sich im Wesentlichen um Ve tragsverhandlungen.

Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der

Ertragslage

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbet ages?

siehe Fragenkreis 15, Frage a) i

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des Unter¬

nehmens zu verbessern?

siehe Fragenkreis 15, Frage a)
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Allgemeine Auftragsbedingungen
für

irtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgeseilschaften
vom 1. Januar 2002

t. Gelltmysbcffilch

(1) Dis Auftragsbedingungen gellen für die Verträge zwische  Wirtschafts¬
prüfern oder WirtschaftsprOfungsgesellschaft n (im nachstehenden
zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer genannt) und I ren Auftraggebern über
Prüfungen, Beratungen und sonsti e Aufträge, soweit nicht elv/as anderes
ausdrücklich schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrioben

(2)  erden im Einzelfall ausnahmsweise vertragliche Beziehunge  auc 
z isc en dem  irtschaftsprüfer und anderen Personen als de 
Auftraggeber be ründet, so gelten auch gegenüber solchen Drill n die
Bestimmungen der nachstehenden Nr. 9.

7.  eitergabe einer ber flichen Äußerung  es  irtschaftsprüfers

1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers
Berichte, Gutachten und dgl.) an einen Dritten bedarf der schriftlichen

Zusti  ung des Wirtschaftsprüfers, soweit sich nicht bereits aus dem
Auftragsfnhalt die Einwilligung zur   iterga e an einen bestim ten DrUten
ergibt.
Gegenüber einem Dritten haftet der Wirtschaftsprüfer (i  Rah en von Nr. 0)
nur, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 gegeben sind.

(2) Die Ver endung beruflicher Äußerungen des  irtschaftsprüfers zu
Werbezwecken ist unzulässig; ein V rstoß berechtigt den Wirtschaftsprüfer
zur fristlosen Kündigung aller noch nicht durchgeführten Aufträge des
Auftraggeb rs.

2. Umfang und Ausfüh ung des Auftrages

(1) Gegenstan  des Auftrages ist die ve einbarte Leistung, nicht ein
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag  ird nach den Grundsätzen
ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer Ist

efechßgt, steh zur Durchführung das A ftrages sachverständiger Personen
zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf - außer bei betriebs-
üi wirtschaftlichen Prüfungen -   r ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Der Auftra  erstreckt sich, soweit er nicht darauf gerichtet ist, nicht auf
die Prüfung der Präge, ob die Vorschriften des Steuerrec ls oder
Sondervorschriften,  ie z. B. die Vorschriften des Preis-, Wettbewerbs-
beschränkun s- un  Be irtschaftungsrechts beachtet sind; das gleic e gilt
für die Feststellung, ob Subventionen, Zula en oder sonstige
Vergünstigungen in Anspruch genom en werden können. Die Ausführung
eines Auftrages umfasst nur dan  Prüfungshandlungen, die  ezielt auf die
Auf eckung von Buc fälschungen und sonstigen Unregelmäßi keiten
gerichtet sind, wenn sich bei der Durchführung von P ü ungen dazu ein
Anlass ergibt oder dies ausdrücklich sc riftlich vereinbart ist.

(4) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der a schließenden
beruflic en Äußerung, so Ist der Wirtschaftsprüfer nicht vor flichtet, den
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hmzuweisen.
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3, Aufklärungspflicht des Auftraggel rs

(1)  er Auftraggeber hat dafür zu sorgen, daß dem Wirtschaftsprüfer auch
o ne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages
not endigen Unterlagen rechtzeitig  orgelegt  erden und ihm  on allen
Vorgän en und U ständen Kenntnis gegeben  ir ,  ie für die Ausführung
des Auftrages von Bedeutu g sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen,
Vorgänge un  U stände, die erst währen  der Tätigkeit des
Wirtschaftsprüfers bekannt werden.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hol der Auftraggeber die
Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der gegebenen Auskünfte
und Erklärungen In einer vom Wirtschaftsprüfer formulierten schriftlichen
Er lä ung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

Der Auftraggeber steht dafür ein, daß alles unterlassen  ird, was die Unab¬
hängig eit der M ta beiter des Wirtschaftsprüfers gefährden könnte. Dies gilt
insbeson ere für Angebote auf Anstellung und für Angebote, Aufträge auf
ei ene Rechnung zu übernehmen.

5. Berichterstatt ng und mündlic e Auskünfte

Hat der Wirtschaftsprüfer dlo Ergebnisse seiner Tätigkeit schriftlich darzu¬
stellen, so Ist nur die schriftlic e Darstellung  aßgeben . Bei Prüfungsauf¬
trägen wird der Bericht, soweit nichts anderes vereinbart Ist, schriftlich
erstattet. Mündliche Er lärungen und Auskünfte von Mitarbeite   des
Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten Auftrages sind stets unverbindlich.

6. Schutz des geistigen Eigentums des Wirtschaftsprüfers

Der Auftraggeber steht  afür ein. daß die im Rah en  es Auftrages  om
Wirtsc aftsprüfer gefertigten Gutachten, Organlsationspläne, Entwürfe,
Zeic nungen, Aufstellungen und Berec nungen, insbesondere Massen* und
Kostenberechnungen, nur für seine eigenen Zwecke  erwendet  erden.

8. Mängolhoseitigung

(t) Bei etwaigen Mängel  hat der Auftraggeber Anspruch auf
Nacherfüllung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehischiagen der
Nacherfüliung kann er auch Herabsetzung der Vergütung oder
Rüc gängigmachung dos Vertrages verlangen; Ist der Auftrag von einem
Kaufmann I  Rahmen seines Handelsgewerbes, einer juristischen Person
es öffentlichen Rechts o er von einem Öffentlich-rechtlichen

Sondervermögen erteilt worden, so kann der Auftraggeber die
Rückgängigmachung des Vertrages nur verlangen,  enn die erbrac te
Leistung wegen Fehlschlagens de  Nacherfüliung für Ihn ohne Interesse ist.
So eit darüber hinaus Sc adensersatzansprüc e bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muß vom Auftraggeber
un erzü lich schriftlich geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs, 1, die
nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren hach Ablauf eines
Jahres ab  em gesetzlichen  erjährungsbe inn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z. B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vo  Wirt¬
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtig  werden. Unrichtigkeiten,  ie

Snet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene
hisse In Frage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch
i gegenüber zurückzunehmen. In den  orgenannten Fällen Ist  er

Auftraggeber vom Wirtschafts rüfer tunlichst vo her zu hören.

9, Haftung

(1) Für gesetzlich vorgesc riebene Prüfungen gilt die Haftungs¬
beschränkung des § 323 Abs. 2 HGB.

(2) Haftung bei Fahrlässigkeit, Einzelner Schaden  all

Falls weder Abs. 1 ein reift noch eine Regelung im Einzelfall besteht, Ist die
Haftung des Wirtschaftsprüfers für Schadensorsatzansprüche jeder Art, mit
Ausna me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und
Gesundheit, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Schadensfall ge  .
§ 5  a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt; dies gilt auch dann, wenn
eine Haftung g genüber einer anderen Person als dem Auftraggeber
be ründet sei  sollte. Ein einzelner Schadensfall ist auc  bezüglich eines
aus me reren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegebe . Der einzelne Schadensfall umfaßt sä tliche Folgen einer
Pflichtverletzung ohne  ücksic t darauf, ob Schäden in einem oder in
mehreren aufeinan erfolgenden Jahren entstan en sind. Dabei gilt
mehrfaches auf gleicher oder gleicharti er Fehlerquelle beruhendes Tun
oder Unterlassen als einheitliche Pfllc lvorlotzung, wenn die betreffenden
Angelegenheiten  iteinander In r chtlic em oder wirtsc aftlichem
Zusammenhang stehen. In diesem Faii kann der Wirtschaftsprüfer nur bis
zur Höhe von 5 Mio. € ln Anspruch genommen  erden. Die Begrenzung auf
das Fünffache der Min eslversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich
vorgeschrfobenen Pflichlpröfungen.

(3) Ausschlußfri ten

Ein Schadensersatzanspruch kann nur innerhalb einer Ausschlußfrist von
einem Jahr geltend gemacht wer en, nachdem der AnspruchsberechUgte
von dem Schaden und von dem anspruc sbegründenden Ereignis Kenntnis
erlangt hat, sp testens aber innerhalb von 5 Jahren nach dem anspruchs¬
begründen en Ereignis. Der Anspruch erlischt, v/enn nicht innerhalb einer
Frist von sechs  onaten seit der schriftlic en Ablehnung der Ersatzleistung
Klage er oben  ird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewteson
wurde.

Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu machen, bleibt unberührt.
Die Sätze 1 bis 3 gelten auch bei gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen mit
gesetzlicher Haftungsbesc ränkung.

52001
1/2002
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10. Ergänzende B stimmungen für Prüfimgsauftrago

(1  Eine nac trägliche Änderung oder Kürzung des  urch den
Wirtschaftsprüfer geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk ve sehenen
Abschlusses oder Lageberic ts bedarf, auch wenn eine Veröffentlichung
nicht staUfindet, der schriftlichen Einwilligung des Wirtschaftsprüfers. Hat der
Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nic t erteilt, so ist ein Hinweis
auf  ie durch den  irtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung Im Lagebericht
oder an an erer für die Öffentlic keit bestimmter Stelle nur mit schriftlicher
Einwilligung des Wirtschaftsprüf rs und mit de  von ihm g neh igt n
Wortlaut zulässig.

(6) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsalzsteuefjaiiieserklärung als
zusätzliche Tätigkeit übe  ommen wird, gehört dazu nic t  ie Üb rprüfung
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob
alle m Belracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung
der Unterlagen zur Geltendmachung des VorsteUerabzuges  ird nicht
übernommen.

12. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(2) Widerruft der Wirtschaf sprüfer den Bestätigungs e merk, so darf der
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet wer en. Hat der Auftraggeber
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen d s
Wirtschaftsprüfers den  iderruf bekannfzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen.
Weitere Ausfertigungen werden beson ers in Rechnung gestellt

tf. Ergänzende Bestimmun en für Hilfeleistung in SteuersacUen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in
steuerlichen Einzeifragen als auch im Mlie der Dauerberatung die vom
Auftra geber genannten Tatsachen, insbesonde e Zahlenangaben, als
richtig und vollstä dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für
Buc führungsaufträge. Er hat Jedoch den Auftraggeber auf von Ihm
festgestellte Unrichtigkeiten hfnzu eisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfaßt n cht die zur Wahrung von Frisien
erforderlic en Handlungen, es sei denn, daß der Wirtschaftsprüfer hierzu
ausdrücklich  en  uftrag übernommen hat. In diese  Falle hat der
Auftraggeber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahru g von Frisien
wesentlichen Unterlagen, Insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig
vorzulegen, daß de  Wirtschaftsprüfer ei e an emessene BearbeiUmgszelt
zur  erfügung sieht.

(3) Man els einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung u faßt die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden
Tätigkeiten:

(1) Der  irtschaftsprüfer Ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, über
alle Tatsachen, die ih  i  Zusammenhang  it seiner Tätigkeit für den
Auftrag eber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, gleichviel, ob es
sich dabei um den Auftraggeber selbst oder dessen Geschäf sverbindungen
handelt, es sei denn, daß  er Auftraggeber Ihn  on dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer darf Berichte, Gutachten und sonstige
schriftliche Äußerungen über die  rgebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur mit
Einwilligung des Auftra gebers aushändigen.

g) Der Wirtschaftsprüfer ist befugt, ihm anvertraute personenbezogeneaton i  Rahmen der Zwec bestimmun  des Auftraggebers zu verarbeiten
oder durch Dritte verarbeiten zu fassen.

13. Annahmevorzug und unteriassona Mitwirkung dos Auftraggebers

Kommt dbr Auftraggeber mH der Annahme der vom Wirtsc aftsprüfer
angebotenen Leistung in Verzug o er unterläßt der Auftraggeber eine Ih 
nach Nr, 3 oder sonst wie obliegende  itwirkung, so ist der  irtschaftsprüfer
zur fristlosen Kündigung des Vertrages berechtigt. Unberührt bleibt der
Anspruch des Wirtschaftsprüfers auf Ersatz der ihm durch den Verzug oder
die unterlassene Mitwirkung des Auftragge ers entstandenen

ehrauf en ungen so ie des verursac ten Schadens, un  z ar auch
dann, wenn der Wirtsc afts rüfer von dem Kündigungsrecht keinen
Gebrauch  acht.

a) Ausarbeftung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer,
KörpersctjaRsteuer und Gewerbesteuer sowie der
Vermögensteuerer lärungen, un  zwar auf Grund der vom Auftraggeber
vonzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger, für die Besteuerung
erfordenicher Aufstellungen und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c) Verhandlungen  it den FlnanzbehÖrden Im Zusammenhang mH den

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden
) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Aus ertung der Ergebni se von

Bet iebsprüfun en hi sichtlich der unter a) genannten Steuern
e} Mit irkung in Einspruchs- Und Besch erdeverfahren hinsichtlich  er

unter a) genannten Steuern.

Der Wirtsc afts rüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufga en die
wesentliche veröffentlic te Rechtsprec ung und Ver alUmgsauffassung.

M) Erhält  er Wirtschafts rüfer für  ie laufende Steuerberalun  ein
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher
Vereinbarungen die unter Abs. 3 d) und e) ge annten Tätigkeiten gesondert
zu honorieren.

(5) Die Bearbeitung besonderer Einzeifragen der Einkom ensteuer,
Korperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und
ermögensteuor sowie aller Fragen der U satzsteuer, Lohnsteuer,

sonstig n Steuern und Abgabe  erfolgt auf Grund eines besonderen
Auftrages. Dies glit auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenhelten, z. B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Ka ital er ehrsleuer,
Grunder erbsteuer,

b) die Mit irkung und Vertretung ln Verfahren vor den Gerichten der
Finanz- und der Ve wallungsgerfchtsbar eft so ie in Steuerstrafsachen
und

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im  usammenhang mit
Umwandlung,  erschmelzung, Kapltatorhöhung un  -he absetzung,
Sanierung, Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters,
Betriebsveräußerung, Liquidation und dergleichen.

1 .  ergütung

(1) Der  irtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren-oder
Honorarfordemng Anspruch auf Erstattung seiner Auslage ; die
Umsatzsteuer wird zusätzlic  berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse
auf Vergütung und Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner
Leistung  on der vollen Befriedigung seiner Ans rüche abhängi  machen.
Mehrere Auftrag eber haften als Gesa tschuldner.

(2) Eine Aufrechnung ge en Forderu gen des  irtschaftsprüfers auf
Vergütung und Auslagenersatz ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig
festgesteilten For erungen zulässig.

15, Aufbev/ahiung und Herausgabe von Unterlagen

(I) Der  irtschafts rüfer bewahrt die Im Zusammenhan  mit der
Erledigun  eines Auftrages ih  übergebene  u d  on Ih  selbst
angefertigten Unlerlagen sowie den über den Auftrag geführten
Schrift echsel ze n Ja re auf.

(2) Nach Befriedigung seiner Ansprüche aus dem Auftrag hat der
Wirtschaftsprüfer auf Verlangen des Auftra  ebers alle Unterlagen
herauszugeben, die er aus Anlaß seiner Tätigkeit für  en Auftrag von diese 
oder für  iesen erhalten hat. Dies gilt Jedoc  nicht für den Schriftwec sel
zwischen  em Wirtschaftsprüfer und seinem Auftraggeber und für die
Schriftstücke,  ie dieser  ereits in Urschrift oder Abschrift besitzt. Der
Wirtschaftsprüfer kann von Unterlagen, die er an den Auftraggeber
zurückgi t, Abschriften oder Fotokoplon anfertigen und zurOckbehaltsn.

16, Anz wondondes Recht

Für den Auftrag, seine Durc führung un  die sich hieraus e gebenden
Ans rüche gilt nur deutsches Recht.


